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6. VII. 16 
X II ZB 61/16

7.
7. VII. 16 
I I IZ R  28/15

INHALT
Seite

a) D er Bevollmächtigte kann in eine der in § 1904 Abs. 1
Satz 1, Abs. 2 BGB genannten M aßnahmen nur einwilligen, 
nicht einwilligen oder die Einwilligung widerrufen, wenn der 
Vollmachttext hinreichend klar umschreibt, dass sich die E nt­
scheidungskompetenz des Bevollmächtigten auf die im Gesetz 
genannten ärztlichen M aßnahmen sowie darauf bezieht, sie zu 
unterlassen oder am Betroffenen vornehmen zu lassen. H ierzu 
muss aus der Vollmacht auch deutlich werden, dass die jewei­
lige Entscheidung mit der begründeten Gefahr des Todes oder 
eines schweren und länger dauernden gesundheitlichen Scha­
dens verbunden sein kann. .»
b) Einem für einen Betroffenen bestehenden Betreuungs­
bedarf wird im Zusammenhang mit der Entscheidung zur 
Durchführung von lebensverlängernden M aßnahmen im 
Sinne des § 1904 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 BGB durch eine Be­
vollmächtigung erst dann nicht ausreichend Genüge getan, 
wenn offenkundig ist, dass der Bevollmächtigte sich m it seiner 
Entscheidung über den Willen des Betroffenen hinwegsetzen 
würde.
c) Die schriftliche Äußerung, »keine lebenserhaltenden M aß­
nahmen« zu wünschen, enthält für sich genommen nicht die 
für eine bindende Patientenverfügung notwendige konkrete 
Behandlungsentscheidung des Betroffenen. Die insoweit er­
forderliche Konkretisierung kann aber gegebenenfalls durch 
die Benennung bestimmter ärztlicher Maßnahmen oder die 
Bezugnahme auf ausreichend spezifizierte Krankheiten oder 
Behandlungssituationen erfolgen....................... .......................... 67

a) D er Senat hegt nach wie vor Zweifel an der Verfassungsmä­
ßigkeit von § 42 Abs. 2 und 3 und § 43 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
i.V.m. § 95 Abs. 2 Nr. 7 BauGB in den Fällen einer isolierten 
eigentumsverdrängenden Planung, kann jedoch die für eine 
Vorlage an das Bundesverfassungsgericht nach Art. 100 Abs. 1 
G G  i.V.m. § 80 BVerfGG erforderliche Überzeugung von der 
Verfassungswidrigkeit der N orm en nicht gewinnen.
b) § 717 Abs. 2 und 3 Z P O  ist nicht entsprechend anwendbar,
wenn eine nicht m ehr anfechtbare Entscheidung durch das 
Bundesverfassungsgericht aufgehoben w ird....................... ;;.....  88
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8.
12. VII. 16 
XI ZR 501/15

9.
12. VII. 16 
XI ZR  564/15

a) D er Zusatz, die W iderrufsfrist beginne nicht vor Abgabe 
der Willenserklärung des Verbrauchers, steht bei Haustürgc- 
schäften nach § 1 HW iG  in der bis zum  31. Dezember 2001 
geltenden Fassung, die von Gesetzes wegen schriftlich abzu­
schließen sind, in Einklang mit § 361a BGB.
b) Bilden der Beitritt zu einer Fondsgcscllschaft und ein Dar- 
lehensvertrag, der nach § 1 HW iG  in der bis zum 31. Dezem ­
ber 2001 geltenden Fassung widerruflich ist, ein verbundenes 
Geschäft im Sinne des § 9 VerbrKrG in der bis zum 31. D e­
zem ber 2001 geltenden Fassung, verstößt eine Belehrung des 
Inhalts, im Falle des W iderrufs des Darlehensvertmgs komme 
auch der Beitritt zur Fondsgcscllschaft als Kommanditist bzw. 
Treugeber über den Treuhandkommanditisten nicht w irk­
sam zustande, nicht gegen das Deutlichkeitsgebot des § 361a 
Abs. 1 Satz 3 BGB in der bis zum 31. Dezem ber 2001 gelten­
den Fassung.
c) Dem Erfordernis einer gesonderten Unterschrift im Sinne 
des § 361a Abs. 1 Satz 4 BGB in der bis zum 31. Dezember 
2001 geltenden Fassung ist nicht genügt, w enn sich die Unter­
schrift des Verbrauchers zugleich auf die W iderrufsbelehrung 
und eine Empfangsbestätigung bezieht.
d) Zur rechtsmissbräuchlichen Ausübung und zur Verwir­
kung des W iderrufsrechts bei beendeten Haustürgcschäften. 105

a) Die Angabe einer Postfachanschrift als W iderrufsanschrift 
genügte auch nach E inführung des § 14 Abs. 4 BGB-InfoV in 
der bis zum 10. Juni 2010 geltenden Fassung den gesetzlichen 
Anforderungen an eine Belehrung des Verbrauchers über sein 
Widerrufsrecht.
b) Zu einer Fußnote mit dem Fußnotentext »Bitte Frist im 
Einzelfall prüfen« nach der Angabe »zwei Wochen«.
c) Zu den G renzen der Bearbeitung des M usters für die Wi­
derrufsbelehrung im H inblick auf den Erhalt der Gesetzlich­
keitsfiktion des § 14 Abs. 1 BGB-InfoV in der bis zum 10. Juni 
2010 geltenden Fassung.
d) Zur rechtsm issbräuchlichen Ausübung und zur Verwir­
kung des W iderrufsröchts bei laufenden Verbrauchcrdarlc- 
hensverträgen.........................:.......... ............................................. . 123
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